„Vorfahrt für Qualität – Bayerns Alleingang im Bologna-Prozess“ 
Pressekonferenz am 17. November 2005 mit Dr. Ludwig Spaenle, Vorsitzender des Arbeitskreises für Hochschule, Forschung und Kultur 

Die Strategie der CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag, wie sie mit denjenigen Studiengängen im Bologna-Prozess umgeht, die mit einer Staatsprüfung abschließen (Staatsexamensstudiengänge), ist bundesweit einmalig, so der Vorsitzende des Ausschusses für Hochschule, Forschung und Kultur im Bayerischen Landtag, Dr. Ludwig Spaenle.
Während andere Bundesländer diese Studiengänge vollständig aus dem Bologna- Prozess ausklammern, stellt sich Bayern dieser wissenschaftspolitischen Herausforderung. Ohne den Qualitätsausweis Staatsexamen grundsätzlich in Frage zu stellen, konfrontiert die bayerische Hochschulpolitik die Staatsexamens​studiengänge mit den konkreten Anforderungen des Bologna-Prozesses. Auf Initiative der CSU-Fraktion hat der Bayerische Landtag bereits in seinem Beschluss vom 21. April 2005 (Landtags Drucksachen Nummer 15/3250) gefordert, dass sich auch die Studiengänge, die mit einem Staatsexamen abschließen (insbesondere Lehrerbildung, Rechtswissenschaft, Medizin, Pharmazie), den anstehenden Veränderungen, die der Bologna-Prozess für unsere Hochschulen bringen wird, stellen müssen. Deshalb sind, so der Landtagsbeschluss, von den beteiligten Hochschulen und Fachministerien konzeptionelle Überlegungen anzustellen, die gegebenenfalls eine Umstellung in das neue System ermöglichen.
Am 19. Juni 1999 haben sich die Bildungsminister von 29 europäischen Staaten in Bologna darauf geeinigt, bis zum Jahr 2010 einen gemeinsamen Europäischen Hochschulraum zu schaffen. Sichtbarstes Zeichen dafür ist die Einführung von Bachelor – und Masterstudiengängen. Neben dieser zweistufigen Studienstruktur umfasst der Bologna-Prozess weitere wichtige Elemente, wie die Einführung von Leistungspunkten (European Credit Transfer System, sogenannte ECTS-Punkte), die Modularisierung gemeinsamer Studieninhalte und gemeinsame Anstrengungen zur Sicherung der Qualität von Ausbildungsangeboten im Hochschulbereich. Anders als in anderen Bundesländern ist die bayerische Hochschulpolitik darum bemüht, im Bereich der Staatsexamensstudiengänge adäquate Lösungen zu finden, mit denen es gelingt, die Chancen des Bologna-Prozesses zu nutzen, ohne dabei die besonderen Qualitätsstandards der Staatsexamensstudiengänge aufgeben zu müssen. Konkret bedeutet dies Folgendes:
· Grundsätzlich ist zu betonen, dass aus Sicht der Wissenschaftspolitik die Bewährung wichtiger Felder besonderen öffentlichen Interesses, wie etwa der Rechtspflege oder des Gesundheitswesens mit ihren speziellen staatlichen Zugangsvoraussetzungen (Staatsexamen, Approbation), unberührt bleibt.
· Keine generelle Abschaffung des Staatsexamens zugunsten einer Einführung von Bachelor- und Masterstudiengängen. Im neuen Bayerischen Hochschulgesetz wird daher für Staatsexamensstudiengänge kein Zeitpunkt für die Umstellung auf die neue Studienstruktur festgelegt.
· Stattdessen sollen möglichst viele Elemente des Bologna-Prozesses (insbesondere das Leistungspunktsystem und die Modularisierung) auch bei den Staatsexamensstudiengängen implementiert werden.
Beispielhaft zu erwähnen ist hier die in den Jahren 2002/2003 reformierte Juristenausbildung: Hier wurde die reine Staatsprüfung ersetzt durch eine kombinierte Staats- und Hochschulprüfung, die im Verhältnis 70 (Erste Juristische Staatsprüfung) zu 30 (Juristische Universitätsprüfung) in die Gesamtnote der Ersten Juristischen Prüfung eingehen.
Ähnliche Überlegungen gibt es für die Lehramtsstudiengänge: Die Gesamtnote der Ersten Lehramtsprüfung wird sich künftig zusammensetzen aus der Note der zentralen Staatsprüfung mit Abschluss des Studiums, die mit einem Anteil von 60 Prozent gewichtet wird, und aus den Noten der studienbegleitend abgelegten Modulprüfungen in Hochschulverantwortung, die mit einem Anteil von 40 Prozent in die Endnote eingehen. Eine weitere strukturelle Verzahnung zwischen der Staatsprüfung und den neuen gestuften Studienabschlüssen ist zu prüfen.
· Die bayerische Wissenschaftspolitik behält sich vor, den Universitäten in Bayern auch weiterhin die Option zu eröffnen, den Absolventen von Staatsexamens​studiengängen auch gleichwertige akademische Grade zu verleihen. 
